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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 9 DIENSTAG, DEN 22. MÄRZ 2011

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Ottensen 55 für
den Geltungsbereich zwischen Ottenser Friedhof und Fischers
Allee (Bezirk Altona, Ortsteil 212) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

West- und Nordgrenze des Flurstücks 4818 (alt 1197) –
Fischers Allee – Südgrenze des Flurstücks 4821 (alt 1197)
der Gemarkung Ottensen.

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und die ihm beigegebene Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 BauGB

werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden. 

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 BauGB aufge-
hoben, weil der Vorhaben- und Erschließungsplan nicht
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Ottensen 55

Vom 11. Februar 2011

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 31. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2585, 2617), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), § 4 Absatz 3 des Ham-
burgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutz-
gesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402) in Verbin-
dung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), § 81 Ab-
satz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert
am 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), sowie § 1, § 2 Ab-
satz 1 und § 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am
11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), wird verordnet:
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innerhalb der nach § 12 Absatz 1 Satz 1 BauGB bestimm-
ten Frist durchgeführt wurde oder der Träger des Vorhabens
ohne Zustimmung nach § 12 Absatz 5 Satz 1 BauGB
gewechselt hat und Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass die Durchführung des Vorhaben- und Erschließungs-
plans innerhalb der genannten Frist gefährdet ist, können
keine Ansprüche geltend gemacht werden. Wird diese Ver-
ordnung aus anderen als den in Satz 1 genannten Gründen
aufgehoben, kann unter den in den §§ 39 bis 42 BauGB
bezeichneten Voraussetzungen Entschädigung verlangt
werden. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit
des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung
der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 BauGB

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans schriftlich gegen-
über dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans gelten nachstehende Vorschriften:

1. Im Vorhabengebiet sind Wohngebäude zulässig. Räume
für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher
Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art aus-
üben, sind zulässig, wenn es sich vom Störgrad um eine
wohnähnliche Berufsausübung handelt. Außerdem ist ein
Kindertagesheim zulässig.

2. Auf den festgesetzten Baulinien ist in einer Höhe zwischen
45 m und 47 m über Normalnull eine Traufkante auszubil-
den, indem die Fassade oberhalb dieser Traufkante in
einem Winkel von mindestens 10 Grad gegenüber der
Senkrechten zurückgeneigt wird oder indem die Fassade
oberhalb dieser Traufkante um mindestens 0,5 m zurück-
gestaffelt wird.

3. Entlang der Fischers Allee ist auf den mit „(B)“ bezeichne-
ten überbaubaren Flächen für Staffelgeschosse eine Über-
schreitung der festgesetzten Gebäudehöhe um bis zu 2,5 m
auf einer Fläche von höchstens 30 vom Hundert der jewei-
ligen überbaubaren Fläche zulässig. Diese Staffelgeschosse
müssen gegenüber der Traufkante um mindestens 3 m
zurückgestaffelt werden. Auf den mit „(A)“ bezeichneten
überbaubaren Flächen ist für Staffelgeschosse eine Über-

schreitung der festgesetzten Gebäudehöhe um bis zu 2,5 m
auf einer Fläche von höchstens zwei Dritteln der jeweili-
gen überbaubaren Fläche zulässig. 

4. Entlang der Fischers Allee ist eine Überschreitung der
Baulinien durch Erker um bis zu 2 m auf einer Breite von
jeweils höchstens 10 m zulässig, wenn dabei die Straßen-
verkehrsfläche nicht überbaut wird. Von den festgesetzten
Baulinien darf für Loggien um bis zu 2,5 m sowie im
Bereich von Tiefgaragenausfahrten zurückgewichen wer-
den.

5. Die Baulinien und Baugrenzen gelten nicht unterhalb der
Geländeoberfläche.

6. Im Vorhabengebiet sind Nebenanlagen im Sinne des § 14
der Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Ja-
nuar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April
1993 (BGBl. I S. 466, 479), sowie Tiefgaragen außerhalb der
Baugrenzen zulässig.

7. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Balkone,
Zugangstreppen zu den Erdgeschosswohnungen, Flucht-
treppen sowie durch Terrassen ist zulässig.

8. Im Vorhabengebiet sind Stellplätze nur in Tiefgaragen
zulässig.

9. Die Dächer der mit „(A)“ bezeichneten überbaubaren
Flächen sind auf mindestens einem Drittel der jeweiligen
überbaubaren Fläche mit einem mindestens 8 cm starken,
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und exten-
siv zu begrünen.

10. Für die in der Planzeichnung festgesetzten anzupflanzen-
den Einzelbäume sind großkronige Bäume zu verwenden.
Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Stand-
orten der anzupflanzenden Einzelbäume können zugelas-
sen werden.

11. Im Vorhabengebiet sind über die in der Planzeichnung
festgesetzten anzupflanzenden Einzelbäume hinaus zehn
kleinkronige Bäume oder Sträucher zu pflanzen. 

12. Die Tiefgarage ist mit einem mindestens 50 cm starken,
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu
begrünen. Hiervon ausgenommen sind erforderliche
Flächen für Wohnhöfe, Wege, Terrassen, Freitreppen und
Kleinkinderspielplätze. Für anzupflanzende kleinkronige
Bäume auf Tiefgaragen muss auf einer Fläche von 6 m² die
Schichtstärke des durchwurzelbaren Substrats mindestens
60 cm betragen. Bei Verwendung von großkronigen Bäu-
men ist auf einer Fläche von mindestens 6 m² je Baum eine
Unterbauung mit Tiefgaragen nicht zulässig.

13. Für festgesetzte Anpflanzungen sind standortgerechte ein-
heimische Laubgehölze zu verwenden und zu erhalten.
Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang von
mindestens 18 cm, kleinkronige Bäume müssen einen
Stammumfang von mindestens 14 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 11. Februar 2011.

Das Bezirksamt Altona
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Ottensen 56 für den Geltungs-
bereich zwischen den Straßen Am Pflug und Arnoldstraße
(Bezirk Altona, Ortsteil 214) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Westgrenze des Flurstücks 4902 (alt 3761), Westgrenze des
Flurstücks 5037 (alt 4256), über das Flurstück 5037 (alt
4256), Nordgrenze des Flurstücks 113 (Am Pflug), über das
Flurstück 4195, Nordgrenze des Flurstücks 4195, Nord-
grenze des Flurstücks 113 (Am Pflug), über das Flurstück
113 (Am Pflug), Ostgrenze des Flurstücks 4140, über das
Flurstück 70 (Arnoldstraße) – Arnoldstraße – über das
Flurstück 70 (Arnoldstraße) der Gemarkung Ottensen.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen
Vorschriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das
Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen
Anlage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche
Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche
Anlage beeinträchtigt wird.

Verordnung
über den Bebauungsplan Ottensen 56

Vom 11. Februar 2011

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 31. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2585, 2617), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert
am 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), § 81 Absatz 1 Num-
mer 2 und Absatz 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert
am 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), § 4 Absatz 3 des
Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetztes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402) in
Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542),
§ 4 Absatz 1 des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes vom
25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 261), zuletzt geändert am 6. Juli
2006 (HmbGVBl. S. 404, 414), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3 und
§ 4 Nummer 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am
11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370), wird verordnet:
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2. Im Mischgebiet werden Nutzungen nach § 6 Absatz 2
Nummern 6, 7 und 8 der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I
S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466,
479), sowie Ausnahmen nach § 6 Absatz 3 BauNVO aus-
geschlossen.

3. Im Mischgebiet darf die festgesetzte Grundflächenzahl für
Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO und Terrassen
bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 überschritten wer-
den.

4. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Rampen, Ter-
rassen, Terrassentreppen und Sichtschutzwände kann bis
zu 4,5 m, durch Erker und Balkone bis zu 2,5 m und durch
Treppenhausvorbauten, Hauszugangs- und Fluchttreppen
bis zu 1,5 m zugelassen werden.

5. Von den festgesetzten Baulinien darf für Loggien und
Hauseingangsbereiche bis zu 3 m und im Bereich von Tief-
garagenausfahrten bis zu 5 m zurückgewichen werden. In
dem mit „(C)“ bezeichneten Bereich kann eine Über-
schreitung der Baulinien durch Rampen, Terrassen und
Terrassentreppen bis zu 4,5 m, durch Treppenhausvor-
bauten und Hauszugangstreppen bis zu 1,5 m zugelassen
werden.

6. Die festgesetzten höchstzulässigen Gebäudehöhen können
durch Treppenhäuser, Aufzugs- und Lüftungsanlagen
sowie andere haustechnische Anlagen bis zu 2 m, durch
Brüstungen, Geländer und Attiken bis zu 1,5 m überschrit-
ten werden.

7. Die Baulinien und Baugrenzen gelten nicht unterhalb der
Geländeoberfläche.

8. In dem mit „(A)“ bezeichneten Wandabschnitt darf die
Traufhöhe von 42 m über Normalnull auf bis zu 45 m über
Normalnull ansteigen.

9. Stellplätze sind nur in Tiefgaragen zulässig. Ausnahms-
weise können auf den mit „(E)“ bezeichneten Flächen
Stellplätze für gewerbliche Nutzungen zugelassen werden.

10. Entlang der Arnoldstraße sind die Aufenthaltsräume sowie
die Wohn- und Schlafräume von Gebäuden durch geeig-
nete Grundrissgestaltung den lärmabgewandten Gebäude-
seiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung der in Satz 1

genannten Räume an den lärmabgewandten Gebäude-
seiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein aus-
reichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

11. Für die Heizung und Warmwasserversorgung ist für die
Neubebauung ein Wärmenetz in Kraft-Wärme-Kopplung
zu errichten oder an ein bestehendes Wärmenetz in Kraft-
Wärme-Kopplung anzuschließen.

12. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien
und Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen
Weg anzulegen und zu unterhalten. Geringfügige Abwei-
chungen von dem festgesetzten Gehrecht können zugelas-
sen werden.

13. Innerhalb der mit „(B)“ bezeichneten Fläche sind min-
destens 200 m² mit einem mindestens 50 cm starken,
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu
begrünen. Von den 200 m² sind mindestens 40 m² mit
Sträuchern zu begrünen.

14. Auf dem Flurstück 4140 der Gemarkung Ottensen sind
mindestens fünf Laubbäume zu pflanzen. Davon sind min-
destens zwei Bäume auf der mit „(C)“ bezeichneten Fläche
zu pflanzen.

15. Auf den Flurstücken 4901 und 4902 (alt 3761) der Gemar-
kung Ottensen sind mindestens fünf Laubbäume zu pflan-
zen. Davon sind mindestens drei Bäume auf den mit „(D)“
bezeichneten Flächen zu pflanzen. 

16. Für die festgesetzten Anpflanzungen sind kleinkronige,
standortgerechte, einheimische Laubgehölze zu verwen-
den und zu erhalten. Kleinkronige Bäume müssen einen
Stammumfang von mindestens 12 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen. Unterhalb des Kro-
nenbereichs jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche
von mindestens 12 m² anzulegen und mit einem min-
destens 1 m starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu
begrünen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 11. Februar 2011.

Das Bezirksamt Altona
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§ 1

(1) Für die Studiengänge an der Hochschule der Polizei
Hamburg werden für das Jahr 2011 die zur Verfügung stehen-
den Studienplätze wie folgt festgesetzt:

1. Studienbeginn 1. April 2011

Bachelorstudiengang Polizei  . . . . . . . . . . . . . . . . 28,

2. Studienbeginn 1. Oktober 2011

a) Bachelorstudiengang Polizei  . . . . . . . . . . . . . 50,

b) Bachelorstudiengang
Sicherheitsmanagement  . . . . . . . . . . . . . . . . . 28.

(2) Die in Absatz 1 Nummer 1 genannten Studienplätze
stehen ausschließlich Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-

vollzugsbeamten zur Verfügung, die nach laufbahnrechtlichen
Vorschriften ausgewählt wurden.

(3) Die Studienplätze für den Bachelorstudiengang Sicher-
heitsmanagement nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b ste-
hen unter Vorbehalt der Finanzierung durch die Trägergesell-
schaft „Studiengang Sicherheitsmanagement gGmbH (SSM)“,
so dass keine zusätzlichen Haushaltsmittel der Freien und
Hansestadt Hamburg zur Durchführung dieses Studiengangs
erforderlich sind.

§ 2

Soweit bei der Zulassung im Jahr 2011 in einem der in § 1
genannten Studiengänge Studienplätze frei bleiben, werden
diese für die Zulassung im Jahr 2012 nicht berücksichtigt.

Verordnung
über Zulassungszahlen für die Hochschule der Polizei Hamburg

für das Jahr 2011 (Zulassungszahlenverordnung 2011 – Hochschule der Polizei Hamburg –
ZulZVO 2011-HdP)

Vom 3. März 2011

Auf Grund von § 23 Absatz 3 des Gesetzes über die Hoch-
schule der Polizei Hamburg vom 22. Dezember 2006
(HmbGVBl. S. 614) und Nummer 3 der Weiterübertragungs-
verordnung – Hochschule der Polizei Hamburg vom 18. De-
zember 2007 (HmbGVBl. S. 463), geändert am 26. Oktober
2010 (HmbGVBl. S 579, 580), wird verordnet:

Hamburg, den 3. März 2011.

Die Behörde für Inneres und Sport
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